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Pflichten des angestellten Reisenden / 2. Teil

Gemäß § 74 Abs. 1 HGB be-
darf die Vereinbarung eines nach-
vertraglichen Wettbewerbsverbo-
tes der Schriftform und der Aus-
händigung einer vom Arbeitgeber
unterzeichneten Urkunde an den
Arbeitnehmer. Gemäß § 74 Abs.
2 HGB ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, für die Dauer des Ver-
bots eine Karenzentschädigung
als Gegenleistung für die Wett-
bewerbsenthaltung zu zahlen.

Das nachvertragliche Wettbe-
werbsverbot kann bei der Ein-
stellung oder während des Ar-
beitsverhältnisses vereinbart wer-
den. Wettbewerbsverbote, die erst nach
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ver-
einbart werden, fallen nicht unter §§ 74 ff.
HGB, wenn sie nicht im Zusammenhang
mit der Beendigung vereinbart werden. 

Eine bedingte Wettbewerbsbeschrän-
kung hat den Zweck, die Pflicht des Ar-
beitgebers zur Zahlung der Karenzent-
schädigung und die Pflicht des Arbeit-
nehmers zur Unterlassung von Wettbe-
werbshandlungen von einer späteren
Entscheidung des Arbeitgebers abhängig
zu machen. Der Arbeitgeber kann sich
aber nicht die Möglichkeit offenhalten,
seine Entscheidung davon abhängig zu
machen, ob der Arbeitnehmer überhaupt
eine Konkurrenztätigkeit aufnimmt, um
so überflüssige Karenzzahlungen zu spa-

Die Spezialisten für Vertriebsrecht
der Rechtsanwaltskanzlei Küstner,
von Manteuffel & Evers behan-
deln unter www.salesbusiness.de
(Button »Recht«) im April das The-
ma »Anrechnung der Altersver-
sorgung auf den Ausgleichsan-
spruch, 89 b Abs. 1 Nr. 3 HGB«.W
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Im zweiten Teil des Beitrages zu den Pflichten des an-
gestellten Außendienstmitarbeiters beschäftigen sich
die Vertriebsrechtsexperten der Rechtsanwaltskanzlei
Küstner, von 
Manteuffel & Wurdack mit dem nachvertraglichen

N
ach Beendigung des Arbeits-
verhältnisses hat der Reisen-
de nur in den Grenzen der
§§ 1 UWG. 823 Abs. 1, 826

BGB Wettbewerbsbeschränkungen zu be-
achten. Er kann dann seine beruflichen
Kenntnisse und Erfahrungen verwerten,
zu seinem früheren Arbeitgeber in Wett-
bewerb treten und auch in den Kunden-
kreis des ehemaligen Arbeitgebers ein-
dringen (BAG v. 15. 6. 1993, DB 1994,
887, 888).

Eine nachvertragliche Wettbewerbsbe-
schränkung bedarf einer ausdrücklichen
Vereinbarung nach Maßgabe der §§ 74 ff.
HGB. Übt der Arbeitgeber kein Handels-
gewerbe aus, war schon bisher herr-
schende Meinung, dass die Vorschriften
des §§ 74 ff. HGB entsprechend anwend-
bar sind (BAG v. 13. 9. 1969, AP Nr. 24
zu § 611 BGB Konkurrenzklausel). Das
ist nunmehr ausdrücklich in § 110 GewO
gesetzlich geregelt. 
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Unsere Rechtsexperten

Kurt von Manteuffel (li.) und Dr. Michael
Wurdack arbeiten als Rechtsanwälte

ausschließlich im Bereich des gesamten
Außendienstrechts. Die Klientel besteht
aus Handelsvertretern, angestellten Rei-
senden, Vertragshändlern, Franchiseneh-
mern, Bausparkassen- und Versicherungs-
vertretern sowie Versicherungsmaklern
und aus Unternehmen, die mit diesen Ab-
satzmittlern zusammenarbeiten.

Anwaltskanzlei Küstner, von Manteuffel
& Wurdack • Herzberger Landstr. 48 •
37085 Göttingen • T (05 51 ) 4 99 96 -0 • F
(05 51 ) 4 99 96 -99 • E-Mail: Kanzlei@
vertriebsrecht-online.de • Internet: www.
vertriebsrecht-online. de  

Karenzentschädigung
als Gegenleistung

ren. Denn ein bedingtes Wettbewerbs-
verbot ist unverbindlich. Es eröffnet dem
Arbeitnehmer das Wahlrecht, sich zwi-
schen Wirksamkeit und Unwirksamkeit
des vereinbarten bedingten Wettbe-
werbsverbots zu entscheiden, wenn das
Vertragsverhältnis endet. 

Die Karenzentschädigung muss min-
destens die Hälfte des zuletzt bezogenen
Entgelts betragen, §§ 74 Abs. 2, 74b, 74c
HGB. Hierfür sind alle Einkommensbe-
standteile zu berücksichtigen, also auch
Leistungszulagen, Weihnachtsgeld, Ur-
laubsgeld, Provisionen und Sachleistun-
gen, die in dem Bezugszeitraum fällig
werden. Gemäß § 74c Abs. 1 HGB wird
auf die Karenzentschädigung das ange-
rechnet, was der Arbeitnehmer durch
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Möglichkeit einer außerordentlichen Kün-
digung bestanden hätte, da der zur außer-
ordentlichen Kündigung Berechtigte
durch die Wahl des milderen Mittels nicht
schlechter stehen dürfe (BAG v. 24. 9.
1965, AP Nr. 3 zu § 75 HGB).

Das nachvertragliche Wettbewerbs-
verbot ist auf die Dauer von maximal
zwei Jahren nach der rechtlichen Been-
digung des Arbeitsverhältnisses be-
schränkt, § 74a Abs. 1 Satz 3 HGB. 

Wichtig zu wissen ist schließlich, dass
der Arbeitnehmer Betriebsgeheimnisse
stets wahren muss, auch ohne besonde-
re Vereinbarung und ohne Karenzent-
schädigung (BAG v. 15. 12. 1987, BAGE
57, 159).

anderweitige Verwertung seiner Arbeits-
kraft erwirbt oder zu erwerben böswillig
unterlässt.

Der Umfang des Verbotes muss sich
aus der Vereinbarung ergeben. In § 74a
HGB sind die Folgen eines nichtigen
oder unverbindlichen Verbots geregelt. 

Unverbindlich ist ein Wettbewerbs-
verbot, das nicht dem Schutz eines be-
rechtigten geschäftlichen Interesses des
Arbeitgebers dient. Nach § 74a Abs. 1
Satz 2 HGB ist es ferner unverbindlich,
soweit es unter Berücksichtigung der ge-
währten Entschädigung nach Ort, Zeit
oder Gegenstand eine unbillige Er-
schwerung des Fortkommens des Ar-
beitnehmers enthält. Ein berechtigtes In-
teresse des Arbeitgebers liegt dann vor,
wenn er wegen der Tätigkeit des Arbeit-
nehmers Anlass hat, dessen Konkurrenz
zu fürchten, oder er durch das Verbot die
Weitergabe von geschäftlichen Geheim-
nissen verhindern will. 

Gemäß § 74a Abs. 2 HGB ist das Wett-
bewerbsverbot nichtig, wenn der Arbeit-
nehmer zur Zeit des Abschlusses minder-
jährig ist oder der Arbeitgeber sich die Er-
füllung auf Ehrenwort oder unter ähnli-
chen Versicherungen versprechen lässt.
Nichtig ist auch die Vereinbarung, durch
die sich ein Dritter dazu verpflichtet, dass
der Arbeitnehmer sich einer Wettbe-
werbsbeschränkung unterwirft, § 74a Abs.
2 Satz 2 HGB. Wettbewerbsverbote, die
gegen die guten Sitten verstoßen, sind
gemäß § 74a Abs. 3 HGB nichtig.

Verstößt der Arbeitnehmer gegen das
Wettbewerbsverbot, kann der Arbeitge-
ber Unterlassung oder Schadensersatz
verlangen und die Zahlung der Karenz-
entschädigung verweigern, bis der Ar-
beitnehmer den Wettbewerb wieder ein-
stellt oder bei einer entsprechenden
schriftlichen Vereinbarung eine Ver-
tragsstrafe verlangen. Vermittelt der
Handlungsgehilfe unter Verstoß gegen
das nachvertragliche Wettbewerbsverbot
Verträge für Dritte, steht dem Arbeitge-

ber unter den Voraussetzungen der §§
823, 826 BGB, 1 UWG ein Schadenser-
satzanspruch gegen diese zu.

Das Wettbewerbsverbot entfällt,
wenn die Vertragsparteien es einver-
ständlich vertraglich aufheben oder der
Arbeitgeber gemäß § 75a HGB vor Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses den
Verzicht auf das Verbot schriftlich er-
klärt. Es entfällt auch nach § 75 HGB,
wenn der Arbeitnehmer aufgrund eines
vertragswidrigen Verhaltens des Arbeit-
gebers außerordentlich kündigt und
schriftlich erklärt, dass er sich an die Be-
schränkung nicht gebunden erachte. 

Dieses Widerrufsrecht steht dem Ar-
beitnehmer gemäß § 75 Abs. 2 HGB
auch dann zu, wenn der Arbeitgeber or-
dentlich kündigt, außer wenn ein erheb-
licher Anlass in der Person des Arbeit-
nehmers liegt oder er sich dazu bereit er-
klärt, während der Verbotsdauer die vol-
len, zuletzt vom Arbeitnehmer bezoge-
nen Vergütungen weiterzubezahlen.

Kündigt der Arbeitgeber das Arbeits-
verhältnis wegen vertragswidrigen Ver-
haltens des Arbeitnehmers aus wichtigem
Grund, kann er sich in entsprechender
Anwendung des § 75 Abs. 1 HGB von ei-
ner nachvertraglichen Wettbewerbsver-
einbarung binnen eines Monats nach der
Kündigung durch schriftliche Erklärung
lösen (BAG v. 19.05.1998, BB 99, 215). 

Zwar schreibt § 75 Abs. 1 HGB vor,
dass die Lösungserklärung vor Ablauf ei-
nes Monats nach der Kündigung abzuge-
ben ist. Eine erneute Erklärung des Ar-
beitgebers ist aber im Fall einer Wieder-
holungskündigung entbehrlich, wenn der
Arbeitnehmer erkennen muss, dass der
Arbeitgeber bei Ausspruch einer erneuten
außerordentlichen Kündigung nicht nur
an der Vertragsbeendigung, sondern auch
an der Lösung von der Wettbewerbsver-
einbarung festhalten will. Die Lösungs-
möglichkeiten sollen auch dann bestehen,
wenn zwar lediglich ein Aufhebungsver-
trag geschlossen wurde, jedoch auch die

Wettbewerbsverbote, die 
gegen die guten Sitten 

verstossen, sind nichtig.

Der Umfang des Verbots 
muss sich aus der 

vereinbarung ergeben.

Die Vertriebsrechtsexperten
der Anwaltskanzlei Küstner,

von Manteuffel & Wurdack bieten
im Mai Seminare zu Themen rund
um das Vertriebsrecht an. Alle Ver-
anstaltungen finden in Göttingen
statt. Die Termine und Themen:
Mittwoch, 21. Mai 2003:
● Agenturvertragsrecht/ Rechte
und Pflichten des Versicherungs-
und Bausparkassenvetreters
● Der Ausgleichsanspruch des 
Versicherungs- und Bausparkas-
senvertreters; BGH aktuell: Alters-
versorgung
Donnerstag, 22. Mai 2003:
● Ausstieg aus der Ausschließlich-
keit – Chancen und Risiken
● Das Recht der Versicherungs-
makler und Mehrfachgeneral-
agenten
Freitag, 23. Mai 2003:
● Handelsvertreterrecht Vertrags-
gestaltung/Rechte und Pflichten
● Ausgleichsanspruch des Han-
delsvertreters

Information und Anmeldung:
Anwaltskanzlei Küstner, von
Manteuffel & Wurdack, Herr C.
Matzen, e-mail: Kanzlei@
vertriebsrecht-online.de,
Tel. (0551) 49996-50


